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Anmerkung zur Zitierweise  
 
 
 
 
 
 
Diese Arbeit über das BVerfG zwischen Recht und Politik steht in ähnlicher Weise am 
Schnittpunkt von Politik- und Rechtswissenschaft. Leider praktizieren die beiden Professi-
onen höchst unterschiedliche Zitierweisen, die nur schwer miteinander in Einklang zu brin-
gen sind. Da diese Studie trotz ihres Gegenstandes aber eine genuin politikwissenschaftli-
che ist, werden durchwegs die in dieser Disziplin üblichen Verweistechniken angewandt. 
Hiervon gibt es lediglich zwei Ausnahmen:  
 
� Die Entscheidungen des BVerfG werden nach den einschlägigen Entscheidungssamm-

lungen (BVerfGE, BVerfGK) zitiert. Sofern die Beschlüsse nicht in diese aufgenom-
men wurden, wird ab 1998 anhand der Dokumentation auf der Website des BVerfG 
(www.bundesverfassungsgericht.de) zitiert, für die Zeit zuvor die Publikation der Ent-
scheidung in der Neuen Juristischen Wochenschrift.  

� Der Verweis auf die juristische Kommentarliteratur zum GG und BVerfGG erfolgt – 
sofern die ansonsten verwendete ‘amerikanische Zitierweise’ nicht praktikabel ist – 
mit dem Namen des Bearbeiters, der einschlägigen Vorschrift sowie einem Kürzels 
zur Angabe des Kommentars.  

 
Um den Usancen beider Professionen gerecht zu werden, wird außerdem – soweit vorhan-
den – neben der Seitenzahl auch die einschlägige Randnummer angegeben.  
 


